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Inhalt des Reichs⸗Geſetz⸗Blatts. 


Das 26. Stück des Reichs⸗Geſetzblatts pro 1876 
enthält unter: 


Nr. 1151 das Geſetz, betreffend die Schonzeit für den 
Fang von Robben. Vom 4. Dezember 1876. 

Nr. 1152 die Uebereinkunft zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Luxemburg über die Herſtellung und den 
Betrieb einer Eiſenbahn von Eſch a. d. Alzette nach 
Rüſſingen und Mudun le Tihe, und von Rüffingen 
nach Redingen. Vom 11. Oktober 1876. 


Inhalt der Geſetz⸗ Sammlung. 


Das 34. Stück der Geſetz⸗Sammlung pro 1876 
enthält unter: 


Nr. 8470 die Verordnung, betreffend die Reiſekoſten. 
für die Landgendarmerie. Vom 1. November 1876. 

Ye 1. den Nachtrag zum Hafengeldtarife für Stral⸗ 
un vom 25. März 1875. (Geſetz⸗Samml. S. 296). 
Vom 30. Oktober 1876. ’ 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
ovinzial⸗Behörden. i 
Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 3. September 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung des Gutsvorſtehers Wacker in Illowo zum 
Standesbeamten für den XXVI Standesamtsbezirk 
Illowo, Kreiſes Flatow, ſtatt des Gutsvorſtehers Müller 
in Illowo, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Königsberg, den 13. Dezember 1876. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
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Blatt 


1876. 


3) Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 19. September 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung des Nittergutsbeſitzers Franz Preußler in 
Woltersdorf zum Standesbeamten für den XVIII. 
Standesamtsbezirk Woltersdorf, Kreiſes Schlochau, ſtatt 
des Adminiſtrators Semler in Woltersdorf, hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Königsberg, den 14. Dezember 1876. 

Der Ober-Prafident der Provinz Preußen. 

v. Horn. 


den 27. Dezember. 


4) Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 15. Januar 1875 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung des Gutsbeſitzers Paesler in Mienthen zum 
Stellvertreter des Standesbeamten für den XIV. Standes⸗ 
amtsbezirk Kraſtuden, Kreiſes Stuhm, ſtatt des Inſpek⸗ 
tors Franz Dorn in Kraſtuden, hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis. 

Königsberg, den 14. Dezember 1876. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
v. Horn. 


8) Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 6. Auguſt 1875 bringe ich die erfolgte Ernennung 
des Lehrers Majewski in Braunswalde zum Stellver⸗ 
treter des Standesbeamten für den XXVI. Standes⸗ 
amtsbezirk Konradswalde, Kreiſes Stuhm, ſtatt des 
Beſitzers Broſe in Braunswalde, hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß. 

Königsberg, den 14. Dezember 1876. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 


P v. Horn. v. Horn. 
2) Bekanntmachung. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 6) Bekanntmachung. 


vom 11. Dezember 1875 bringe ich die erfolgte Er⸗ 


nennung des Lehrers Wroblewski in Mellno zum vom 4. Septem 


Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
ber 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 


Stellvertreter des Standesbeamten für den XXXIII. nennung: 


Standesamtsbezirk Grünchotzen, Kreiſes Schlochau, ſtatt 1. 


des Lehrers Krußynski in Melno, hierdurch zur öffent⸗ 


lichen Kenntniß. 
Königsberg, den 14. Dezember 1876. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
v. Horn. 


Ausgegeben in Marienwerder den 28. Dezember 


des Gutsbeſitzers Kieff in Trebbin zum Standes⸗ 
beamten für den VII. Standesamtsbezirk Drahnow, 
Kreiſes Dt. Krone, ſtatt des Rittergutsbeſitzers 
v. Dewitz in Drahnow, 

2. des Gutsbeſitzers Schütz in Trebbin zum Stellver⸗ 
1876. 
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treter des Standesbeamten für den gedachten Be⸗ C. Sanitäts⸗ und Veterinair⸗Polizei (§82 ad 2.) 


zirk, ſtatt des Gutsbeſitzers Kieff in Trebbin, 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Königsberg, den 15. Dezember 1876. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
v. Horn. 


7) Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 4. September 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung: 

1. des Gemeinde⸗Vorſtehers, Mühlen⸗Beſitzers Karl 
Knopp in Plietnitz zum Standesbeamten für den 
XXI. Standesamtsbezirk Plietnitz, Kreiſes Dt. 
Krone, ſtatt des Oberförſters Pavelt in Plietnitz, 

2. des Lehrers Oskar Mellin in Plietnitz zum Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten für den vorgedachten 
Bezirk, ſtatt des Mühlen - Befigers Knopp in 
Plietnitz, 

hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Königsberg, den 16. Dezember 1876. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
v. Horn. 


3. 


8) Bekanntmachung, 
die fachliche Zuſtändigkeit des Bezirks raths betreffend. 


Die nachfolgende Zuſammenſtellung enthält die⸗ 
jenigen Beſtimmungen, welche nach dem Competenzgeſetz 
vom 26. Juli 1876 und einigen andern Geſetzen die 
Zuſtändigkeit des Bezirksraths regelt. Es erſcheint 
zweckmäßig, dieſelben zur leichteren Orientirung des 
Publikums beſonders zu veröffentlichen. 


J. In erſter Inſtanz. 


J. In erſter Inſtanz unterliegen der Beſchlußfaſſung 
des Bezirksraths folgende Angelegenheiten: 


A. Angelegenheiten der Kreiſe ($ 68 des 
Competenzgeſetzes vom 26. Juli 1876.) 
Die Beſtätigung von Beſchlüſſen des Kreistags, 
welche betreffen: 

1. Veräußerungen von Grundſtücken und Immobiliar⸗ 
rechten des Kreiſes, 

2. Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schulden⸗ 
beſtande belaſtet oder der bereits vorhandene 
Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, ſo wie 
zur Uebernahme von Bürgſchaften auf den Kreis, 

3. eine neue Belaſtung der Kreisangehörigen ohne 
geſetzliche Verpflichtung, inſofern die aufzubringenden 
Leiſtungen über die nächſten 5 Jahre hinaus fort⸗ 
dauern ſollen. 

Ohne dieſe Beſtätigung ſind die betreffenden Be⸗ 
ſchlüſſe des Kreistages nichtig. 


B. Armenangelegenheiten ($ 75 1. C. ad b.) 

Beſchwerden von Armen ſtädtiſcher Armen⸗ 
Verbände gegen Verfügungen des Magiſtrats darüber, 
ob, in welcher Höhe und in welcher Weiſe Armen 
Unterſtützungen zu gewähren ſind. j 


1. 


1. 


Zwangsweiſe Einführung fanitdts: oder veterinair- 


polizeilicher Einrichtungen in den zu Landtreifen ge⸗ 
hörigen Stadtgemeinden, ſoweit das Geſetz dieſe 
Befugniſſe der Aufſichtsbehörde einräumt. 


D. Feldpolizei (§ 85). 
Erhöhung oder Verringerung der in den §§ 8 u. 
9 der Feldpolizei⸗Ordnung vom 1. November 1847 
oa Sätze des Pfandgeldes ($ 10 a. 


a. O.), 
Feſtſetzung von allgemeinen Werthſätzen für Wartung, 
Stallung und Fütterung gepfändeter Viehſtücke 
(§ 55 a. a. O.), 

Feſtellung von allgemeinen Gebührenſätzen für 
Taxatoren ($ 66 a. a. O.). 


E. Jagdpolizei ($ 87, $ 88 ad b., § 89, § 94). 
1. Genehmigung zur Bildung mehrerer für ſich beſte⸗ 


hender Jagdbezirke in Stadtkreiſen (§ 4 des 
Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850), 


„Beſtimmung derjenigen Gemeindebehörde, welche 


die Vertretung der Beſitzer, deren Grundſtücke einen 
Jagdbezirk bilden, zu übernehmen hat, wenn die 
Grundſtücke verſchiedenen Kreiſen deſſelben 
Regierungsbezirks angehören ($ 9 a. a. O.), 
Genehmigung zur Annahme eines Ausländers als 
Jagdpächter in Stadtkreiſen ($ 12 Abſatz 2 
a 


e 
Beſchwerden gegen Verfügungen des Landraths 
oder der Ortspolizei eines Stadtkreiſes, durch welche 
Anträge auf Abſchuß von Wild genehmigt oder 
abgelehnt find (§ 23, 24 und 27 a. a. O.), 
Aufhebung, Verlängerung oder Verkürzung der 
Schonzeit (§ 1 Nr. 9 und 2 des Geſetzes vom 26. 
Februar 1870). 

Der Beſchluß ad 5 iſt endgültig. 


F. Forſtpolizei ($ 95). 

Ertheilung der Genehmigung, ſowie Zurückziehung 
der ertheilten Genehmigung zur Vereidigung der 
mit dem Forſtſchutz beauftragten Perſonen ($ 32 
und 35 des Holzdiebſtahls⸗Geſetzes vom 2. Juni 
1852), 

Anhaltung der Gemeinden zur Anbauung unkul⸗ 
tivirter Grundſtücke mit Holz (§ 8 des Geſetzes 
betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und 
öffentlichen Anſtalten gehörigen Holzungen vom 
14. Auguſt 1876). 


G. Waſſerpolizei ($ 107). 
Beſchränkung der Ableitung des Waſſers, wenn 


durch eine Bewäſſerungs⸗Anlage das öffentliche Intereſſe 
gefährdet, oder der nothwendige Waſſerbedarf den unter⸗ 
halb liegenden Einwohnern entzogen wird (§ 15 des 
Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. 
Februar 1843). 


H. Fiſchereipolizei (§ 117), 
Geſtattung von Ableitungen ſchädlicher Stoffe aus 
landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben in 


Gewäſſer bei überwiegendem Intereffe ber Lande, 7. 


wirthſchaft oder Induſtrie nach § 43 Abſatz 2 des 
Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 und 


2. Anordnungen von Vorkehrungen zur Hebung oder 


Verringerung des Schadens ſolcher Ableitungen 
nach § 43 Abſatz 3 a. a. O., ſofern die betreffende 
Ableitung nicht Zubehör einer der im § 16 der 
Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 als 
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Genehmigung von Innungsſtatuten und Abän⸗ 
derungen derſelben, ſowie zur Auflöſung von In⸗ 
nungen ($$ 92, 93, 99 und 103 a. a. O.), in 
gleichen Ertheilung von Corporationsrechten an 
die mit einer Innung verbunden geweſenen Un⸗ 
terrichtsanſtalten, Hilfskaſſen oder andere Inſtitute 
zu öffentlichen Zwecken nach erfolgter Auflöſung 
einer Innung (§ 94 Abſatz 5 a. a. O.), 


Feſtſetzung der Zahl, Zeit und Dauer der Wochen⸗ 
märkte ſowie die fernere Geſtattung des; herkömm⸗ 
lichen Wochenmarktsverkehrs mit gewiſſen Hand: 
werkerwaaren von Seiten der einheimiſchen Ver⸗ 
käufer ($ 64 a. a. O.), 

9. Beſtimmung darüber, welche Gegenſtände außer 
den im § 66 der Reichsgewerbeordnung aufgeführten, 
nach Ortsgewohnheit und Bedürfniß im Regie⸗ 
rungsbezirk überhaupt oder an gewiſſen Orten zu 
den Wochenmarktsartikeln gehören. 


genehmigungspflichtig bezeichneten Anlage iſt. 8. 

3. Geſtattung von Ausnahmen von dem Verbot des 
Flachs⸗ und Hanfrötens in nicht geſchloſſenen Ge⸗ 
wäſſern (§ 44 a. a. O.). 


J. Deichangelegenheiten ($ 121 und 122). 
1. Bei Deichen, die zu keinem Deichverbande 
gehören: 

a) Genehmigung für neue und für die Verlegung, 
Erhöhung oder Beſeitigung beſtehender Deich⸗ 
anlagen ($ 1 bis 3 des Geſetzes über das 
Deichweſen vom 28. Januar 1848), L. Sparkaſſenangelegenheiten (§ 152). 
Herſtellung ganz oder theilweiſe verfallener Zuſtimmung zu der vom Regierungs⸗Präſidenten 
oder zerſtörter Deiche und Heranziehung der auszuſprechenden Verſagung der Genehmigung in den⸗ 
Pflichtigen zur Erhaltung oder Wiederherſtellung jenigen Fallen, wo in Geſetzen oder in den Statuten 
§ 4 und 5 a. a. O.), eine ausdrückliche ſtaatliche Genehmigung vorgeſchrieben 
Interimiſtiſche Tragung der Deichbaulaſt und iſt, ſofern es Sparkaſſen betrifft, welche von Stadt⸗ 
Vertheilung der Beiträge ($ 6 bis 8 a. a. O.), gemeinden oder Kreiſen errichtet find. 

Beſchränkung oder Unterſagung der Nutzung M. Baupolizei ($ 154 und 156). 


eines Deichs ($ 24 a. a. O., 1. Zuſtimmung zu dem Beſchluß des Regierungs⸗ 


2. Bei Deichverbänden: Eh y 
Befugniffe, welche den Bezirksregierungen durch en au 1827, betreffend al Me 


Deichſtatuten in Gemapheit des Geſetzes über das Deich: a f $ 4 
weſen vom 28. Januar 1848 übertragen worden find, ele RL (oma Wen ben bet 
vat ae Statut oder Statutenänderung dem Be.“ Bauten der Kreiſe, Amtsverbände und Gemeinden, 
kirksrath überwieſen werden. 2. Dispenſation von baupolizeilichen Beſtimmungen 
K. Gewerbepolizei ($$ 124, 125, 126 und 136). an Stelle der Bezirksregierungen, 

1. Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung] 3. 


b) 


c) 
d) 


folgender gewerblicher Anlagen: 
Schießpulverfabrikation, Anlagen zur Feuer⸗ 
werkerei und zur Bereitung von Zündſtoffen 
aller Art, Anlagen zur Gewinnung roher 
Metalle, Roſtöfen, chemiſche Fabriken aller Art, 
Poudretten⸗ und Düngpulverfabriken. 

. Zuläſſigkeit von Waſſertriebwerken, welche zum 

Betriebe von Bergwerken oder Aufbereitungs⸗ 

Anſtalten dienen (§ 59 Abſatz 3 des allgemeinen 

Berggeſetzes vom 24. Juni 1865), 

. Ausübung eines Gewerbes in Anlagen, deren 

Betrieb mit ungewöhnlichem Geräuſch verbunden 

iſt (§ 27 der Reichsgewerbeordnung), 

. Befugniß, gemäß $ 51 der Reichsgewerbeordnung 

die fernere Benutzung einer gewerblichen Anlage 

wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für 

das Gemeinwohl zu unterſagen, 


Ergänzung der verſagten Zuſtimmung der Orts⸗ 
polizeibehörde zur Feſtſetzung von Straßen und 
Baufluchtlinien — auf Antrag des Gemeindevor⸗ 
ſtandes (§§ 5 und 17 des Geſetzes, betreffend die 
Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 
2. Juli 1875), 


„Beſchluß darüber, ob ein Bedürfniß zur Feſtſetzung 


von Fluchtlinien vorhanden iſt — auf Antrag der 
eee (§§ 5, 17 und 1 Abſatz 2 a. 


a. O.), 

Beſchluß über Einwendungen gegen den Bebauungs⸗ 
Plan (§§ 8 und 17 a. a. O.), 

Beſchluß über die Punkte, hinſichtlich deren, wenn 
bei Feſtſetzung von Fluchtlinien mehrere Ortſchaften 
betheiligt ſind, eine Einigung nicht zu erzielen iſt 
(SS 9 und 17 a. a. O.). 

Ueber die ad 3 bis 6 erwähnten Gegenſtände hat 


. Aufhebung oder Veränderung der Kehrbezirke für der Bezirksrath in erſter Inſtanz nur dann zu beſchließen, 


Schornſteinfeger (§ 39 der Reichsgewerbeordnung), wenn es ſich 


um ſolche einem Landkreiſe angehörigen 


„Genehmigung zur Erhöhung der bei der Aufnahme Städte handelt, welche mehr als 10,000 Einwohner 


in eine Innung zu entrichtenden Antrittsgelder haben. 
in ländlichen Ortſchaften beſchließt der Kreisausſchuß. 


(§ 85 und 103 a. a. O.), 


In den übrigen Städten eines Landkreiſes und 


7. Betätigung von Ortsſtatuten, durch welche feſt⸗ der $$ 39 ff. des Reichsgeſetzes vom 21. Dezember 


geſtellt wird, daß an Straßen oder Straßenan⸗ 1871, betreffend die Beſchränkungen des Grund⸗ 
theilen, die für den öffentlichen Verkehr noch nicht eigenthums in der Umgebung von Feſtungen. 
fertig hergeſtellt find, Wohngebäude mit dem Aus⸗ O. Angelegenheiten des Perſonenſtandes 
gange nach dieſen Straßen nicht errichtet werden 160). 


dürfen (§ 12 a. a. O.), Führung der ſtaatlichen Aufſicht über die Amts⸗ 
Beſtätigung von Ortsſtatuten, durch welche feſt⸗ führung der Standesbeamten in den Stadtgemeinden. 
geſetzt wird, daß bei der Anlegung einer neuen P. Polizeiverordnungsrecht. 

oder bei Verlängerung einer ſchon beſtehenden Zuſtimmung zum Erlaß von Polizei⸗Vorſchriften 


Straße, wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt iſt, durch den Regierungs⸗Präſidenten für mehrere Kreife 
ſowie bei dem Anbau an ſchon vorhandenen bisher oder für den Umfang des ganzen Regierungsbezirks in 
unbebauten Straßen oder Straßentheilen von dem Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen (S 79 der Bro: 
Unternehmer der neuen Anlage oder von den an⸗ vinzial⸗Ordnung vom 29. Juni 1875). 

grenzenden Eigenthümern die Freilegung, erſte Solche Polizeivorſchriften bedürfen der nachträg⸗ 
Einrichtung, Entwäſſerung und Beleuchtungs⸗ lichen Zuſtimmung des Provinzialraths. 

vorrichtung der Straße in der dem Bedürfniß ent⸗ Q. Polizeiverwaltungskoſten. 
ſprechenden Weiſe beſchafft werden (§ 15 a. a. O.). Wenn Landgemeinden oder Gutsbezirke in Betreff 
N. Enteignungsſachen ($ 157 und 159). der Polizeiverwaltung mit dem Bezirk einer Stadt vers 


1. Buläffigkeit der Enteignung Behufs Geradelegung einigt worden ſind, ſo hat der Bezirksrath in Erman⸗ 


12. 


a. O.), 
Vollziehung der Enteignung — vor Erledigung 


gelung einer Einigung unter den Betheiligten den 
7 . N ae gean Ne Semea gr rhe 

E bezirke zu den Koſten der ſtädtiſchen Polizei⸗Verwaltung 
El ah IRR pd nr zu entrichten haben ($ 65 Abſatz 2 der Provinzialord⸗ 


Dörfer belegen und nicht mit Gebäuden beſetzt iſt nung vom 29. Juni 1875). 

(§3 des Geſetzes über die Enteignung von Grund- II. In zweiter Inſtanz. 

eigenthum vom 11. Juni 1874), In zweiter Inſtanz unterliegen der Beſchluß⸗ 
Vorübergehende Beſchränkungen des Grundeigen⸗faſſung des Bezirksraths alle Beſchwerden gegen die 
thum3 6 4 a. a. O.), Beſchlüſſe des Kreis⸗Ausſchuſſes in Verwalkungs⸗ 
Geſtattung der Vorarbeiten zu einem die Enteig⸗Sachen, ſofern nicht das Geſetz ausdrücklich etwas 
nung rechtfertigenden Unternehmen, Beſtimmung Anderes beſtimmt (§ 24). Insbeſondere findet in fol⸗ 
der dafür zu beſtellenden Caution, Geftattung der genden Angelegenheiten gegen die Beſchlüſſe des Kreis: 
Zerſtörung von Baulichkeiten ($ 5 a. a. O.), ausſchuſſes die Beſchwerde an den Bezirksrath ſtatt: 


Feſtſetzung der Obliegenheiten des Unternehmers A. Angelegenbeiten der Landgemeinden u. 
6 a a. 5 borläuſige Feſiſtellung des Enteig- Gulsbezirke (88 40, 43 und 44). 
ung 7 un 6 15 Abſaß ye e 85) es Enteig⸗ 1. Vereinigung eines Grundſtücks, welches bisher noch 
nungsplan ab 2 a. a. O.), keinem Gemeinde⸗ oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke 
66 18.90 fh f a Enteignungsplans angehört hat, mit einem ſolchen Bezirk 

— a. O.), f i t in- 
Entſcheidung über den Enteignungsplan (§ 21 a. 4 gener MERA A ene gene don een 


a. O.), . e tfländ d 
Seien gn feina ber Cute] Senei es a e Bulk mb 


oder Erweiterung öffentlicher Wege, ſowie zur 
Umwandlung von Privatwegen in öffentliche Wege, 


. Entfeeibung. über die Entschädigung ($ 29 al 3. Bete 


Verſagung der Genehmigung einer Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen den Betheiligten in Folge einer 
ſtattgehabten Bezirksveränderung, 


des Rechtsweges ($$ 32—34 a. a. O.), 4. Verſagung der Genehmigung zur Veräußerung von 


. Entſcheidung über Abtretung von Grundſtücken Grundſtücken oder Gerechtigkeiten der Landgemein⸗ 


zum Bergbau, oder über Verpflichtung der Berg⸗ den, ſowie zur Belaſtung mit Schulden, 

werskbeſitzer zum Erwerbe von Grundſtücken ($| 5. Verweigerung der Beſcheinigung zu dem Nachweiſe, 
142 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. daß von einer Gemeinde bei der Veräußerung von 
Juni 1865), Grundſtücken oder denſelben gleichſtehenden Ge⸗ 
Feſtſetzung von Entſchädigung und Kaution (§ 144 rechtſamen, die den Gemeinden geſetzlich vorge⸗ 
a. a. O.). ſchriebenen Formen beobachtet ſind (§ 10 Nr. 4 
Die Entſcheidung reſp. Feſtſetzung zu Nr. 11 des Geſetzes vom 14. April 1856). 


und 12 erfolgt mittelſt gemeinſchaftlichen Beſchluſſes 6. Regulirung von Zahlungsmodalitäten bei Exeku⸗ 
des Bezirksraths und des Oberbergamts. tionsvollſtreckung gegen Landgemeinden (§ 153 des 


13. 


Feſtſtellung der Entſchädigungen in den Fällen Anhangs zur Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung), 


7. Verſagung der Zuſtimmung zur Vermehrung der 
Zahl der Schöffen ($ 22 Abſatz 3 der Kreisordnung), 
8. Anordnung beſonderer 


ſteher für die vom Hauptgut entfernt gelegenen ertheilt dieſelbe 
($ 32ſerrichteten Sparkaſſen der Kreisausſchuß. Gegen die 
Verſagung der 
meinde die Beſchwerde an den Bezirksrath zu. 


Theile eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks 
Abſatz 2 a. a. O.), 

9. Führung der allgemeinen Aufſicht über die Com⸗ 
munalangelegenheiten der Land⸗Gemeinden und 
Gutsbezirke (§ 60). 


B. Angelegenheiten der Amtsverbände 
(88 53, 57 ad 1 und $ 59). 

1. Verſagung der Genehmigung zur Veräußerung 
von Grundſtücken oder Immobilienrechten der Amts⸗ 
verbände, ſowie zu Anleihen, durch welche der 
Amtsverband mit einem Schuldenbeſtande belaſtet, 
oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand ver⸗ 
größert werden würde, 

2. Regulirung von Zahlungsmodalitäten bei Exeku⸗ 
tionsvollſtreckungen gegen Amtsverbände, 

3. Beſchwerden gegen Verfügungen der Amtsvorſteher 
in nichtpolizeilichen Angelegenheiten, 

4. Führung der allgemeinen Aufſicht über die 
Communalangelegenheiten der Amtsver⸗ 
bände ($ 60). 

C. Angelegenheiten der Kreiſe. 

Vereinigung von Gütern oder Gemeinden zu 
Kollektivſtimmen für die Wahlen zum Kreistage (§ 99 
und 101 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872). 


D. Armenangelegenheiten. 

Beſchwerden von Armen gegen Verfügungen der 

ländlichen Ortsarmenverbände (§ 75). 
E. Jagdpolizei ($ 89). 

1. Genehmigung zur Aufnahme eines Ausländers als 
Jagdpächter in Landkreiſen (5 12 Abſatz 2 des 
Jagdpolizeigeſetzes vom 7. März 1850). 

2. Genehmigung zur Bildung mehrerer für ſich be⸗ 
ſtehender Jagdbezirke (§ 4 a. a. O.). 


F. Einquartierungsangelegenheiten. 

Feftfegung des Umfangs der Quartierleiſtung für 

ſolche ſelbſtſtändige Gutsbezirke, welche eine Vereinigung 

mit einer Gemeinde nicht abgeſchloſſen haben ($ 7 

letzter Abſatz des Baugeſetzes, betreffend die Quartier⸗ 

leiſtung für die bewaffnete Macht während des Friedens⸗ 
zuſtandes vom 25. Juni 1868). 


G. Baupolizei. 
Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes über die sub I. M. 
Nr. 3 bis 6 genannten Gegenſtände, ſoweit es ſich 
dabei um Städte eines Landkreiſes mit 10,000 Ein⸗ 


wohnern und darunter, ſowie um ländliche Ortſchaften auf 


handelt. 
H. Enteignungsjachen. 


9) 
(G.⸗S. S. 241) in Verbindung mit Art. 1 der Ver⸗ 
ordnung 
veranlaſſe ich die katholiſchen Kirchenvorſtande des Re⸗ 
gierungsbezirks, die (für 1877) laufenden Etats der 
Kirchenkaſſen zum Zwecke diesſeitiger Einſicht bis zum 
1. Februar k. J. bei den Herren 
Original oder beglaubigter Abſchrift einzureichen. 


10) Nachdem durch die Allerhöchſte 
Königliche Verordnung vom 29. v. 
Deutſchen Reichs⸗ 

feſtgeſetzt worden, daß die Wahlen zum Reichstage im 
ganzen Reiche 


S Sen of, D 


J. Sparkaſſenangelegenheiten (§ 152). 


Wo im Geſetze oder in den Statuten eine aus⸗ 


ſtellvertretender Gutsvor⸗ drückliche ſtaatliche Genehmigung vorgeſchrieben ift, 


in Betreff der von Landgemeinden 
Genehmigung ſteht der betreffenden Ge⸗ 
Marienwerder, den 11. Dezember 1876. 
Der Vorſitzende des Bezirksraths. 
Regierungspräſident v. Flot tw ell. 
Auf Grund des § 52 Gef. vom 20. Juni 1875 


vom 27. September 1875 (GG. S. 571) 


Kreislandräthen in 


Marienwerder, den 20. Dezember 1876. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
v. Flottwell. 


Kaiſerliche und 


Mts. (Nr. 283 des 
und Preußiſchen Staatsanzeigers) 


am 10. Januar 1877 


vorzunehmen ſind, haben wir auf Grund des § 15 des 
Wahlgeſetzes vom 31. Mai 1869 und des § 24 des 
Wahlreglements vom 28. Mai 1870 zu Wahlkommiſſarien 
für den Wahlkreis: 


1. 


Stuhm⸗Marienwerder, den Landrath v. Puſch in 
Marienwerder, 

Roſenberg⸗Löbau, den Landrath v. Brünneck zu 
Roſenberg, 

Graudenz⸗ Strasburg, den Landrath Tichy zu 
Graudenz, 

Thorn⸗Culm, den Landrath von Stumpfeldt zu 


Culm, 
Schwetz, den Landrath Dr. Gerlich zu Schwetz, 
Conitz⸗Tuchel, den Landrath Dr. Wehr zu Konitz, 
Schlochau⸗Flatow, den Landrath v. Weiher in 


Flatow, 
Deutſch Krone, den Landrath Freiherr v. Ketelhodt 
zu Dt. Crone, 


ernannt. 


Die Wahlvorſteher werden unter Hinweiſung 


$ 25 des Wahlreglements daran erinnert, die 
Wahlprotokolle mit ſämmtlichen zugehörigen Schriftſtücken 
ungeſäumt, jedenfalls aber ſo zeitig dem betreffen⸗ 


Beſtimmung der Rechte, welche Wegebaupflichtigen den Wahlkommiſſar einzureichen, daß ſie 
in Bezug auf Entnahme von Materialien zum Wegebau ſſpäteſtens im Laufe des dritten Tages nach 


einzuräumen 
die Enteignung von 


Grundeigenthum vom 11. Juni 
1874). 


find ($ 53 Abſatz 1 des Geſetzes überſd em Wahltermin in deffen Hände gelangen. 


Marienwerder, den 20. Dezember 1876. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Junern. 
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11) Bekanntmachung. 


Unter Hinweis auf den Schlußſatz des § 3 des Geſetzes vom 27. April 1872, betreffend die Ablöſung der 
den geiſtlichen und Schulinſtituten pp. zuſtehenden Realberechtigungen werden die Getreide⸗Martini⸗Marktpreiſe 
pro 1875 für die Normalmarktorte nach Neuſcheffel und 100 Kilogramm berechnet, wie folgt: 


| Meizen pro | Roggen pro | Gerſte pro | Hafer pro | Erbſen pro 
; Namen —— dn re | E 

= des Nen- | 100 | Neu: | 100 | Neu: | 100 | Neu- | 100 | Neu⸗ 100 
E Marktortes. ſcheffel Klgr. ſcheffel] Klgr.ſcheffel Klgr. ſcheffel] Klgr. ſcheffel] Klgr. 
a 85 M. Pf.] M. Pf IM. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. 


— a 


1{Glbing . 8 31/21/84) 6 601796 4741466 4/13/18 36] 7 —[16/28| 
2|Dt. Eylau 8 26 20 660 60516780 48216 — 3/81116/94) 6 77|16/92 
3 Flatow y — —— ¡—| 1/28/17) —] 50516 60} 3:62115 90] 6 38|15 60 
4|Märk. Friedland — — — | 6)71]18 44 4 79/15 72| 35015 40 75218 38 
5 Graudenz 8 33 20 37 614/16 90] 448014 85] 4 3519 15! 6 3415 52 
60 Konitz 7 36/19 34 62817245 —|17 02| 339/14 50 6 381556 
7 Dt. Crone —|—|—|—| 6|67|18 08| 5 69.18 52] 31514 86 6 751666 
8 Kulm 7 93/19 37| 5 6815 620 4430147580 315013 88 6 371556 
9 Marienburg — —|— —| 6 43|17,68] 4 40/14 44| 41318 20 6 38015 60 
100 Marienwerder 8 12/20 36] 674018 340 49015 44] 3 97120 34! 6 7315 30 
11 Mewe | 7 98|19,52] 6 1117 50 484115 02| 4/53/19 91] 5 91]14 44 
12 Thorn 8 6821200 651017 90| 440014 45] 3187 1700 5 94014 50 


und mit Bezug auf § 19 und folgende des Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend die Ablöſung der Real⸗ 

laſten und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, die vierundzwanzig jährigen Ge: 

treide⸗Durchſchnitts⸗Martinimarktpreiſe pro 1853 bis inkl. 1876, nach altem und neuem Maaße berechnet, für 
die Normal⸗Marktorte, wie folgt: 


Weizen pro | Roggen pro | Gerſte pro | Hafer pro | Erbſen pro 
Namen „ E A PEA 8 
E Red At: [Neu | Mt: | Neu: | Alt: | Neu: | Mt- Neu⸗ | Mt- | Neu- 
e — — — a ee | eee ees ee | eee ee a e 
£ Marktortes. Scheffel Scheffel | Scheffel Scheffel Scheffel 
a 
e 5 Pf. M. Pf.] M. Pf. M. Pf.] M. Pf. M. Pf.] M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. 
1| Elbing ala) 7 781 5.911 5 37 4176] 433] 3,02] 2/74] 6194| 6/31 
2] Dt. Eylau CCC... en Da u Fo nd 
3 Flatow 2 1— — — — 5/88] 5/34] 4/48] 4/08; 310 2/82) 6156| 5/96 
40 Märk. Friedland — 1 — — 6/19] 5163] 5104| 4/58) 3/55) 3)23:—/—]—|— 
5 Graudenz 9 8.66| 7188] 5/781 5 25 4/23] 385 3132| 3/02) 627 5 70 
6] Ronis ==, 5/78 5/25] 438 3/98; 2194| 2,68/—]—|—|— 
7 Dt. Crone — —1—— 6101 5/55 4/88 4 alas 303] 655] 595 
81 Kulm e 8/92] 8/10] 5/80; 5 28] 4/54] 4/131—|—[(—|—|=|=|=/=— 
9|Marienburg — ——— 6 —} 5/46] 4/62] 4 20 3128] 2199] 6160| 6 — 
10! Marienwerder — 1-1 |— 5 93 5/38) 4157| 4115) 3113| 2/85) 6/97) 569 
11] Mewe 863 7/85 er 4/85} 4/41] 3/16] 2187| 6/43) 5/84 
12 Thorn 9/01] 8:19] 6/02; 5/47| 4 94] 4/49] 3/58] 3/25] 6167| 606 


hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 16. Dezember 1876. 


Königliche Regierung, landwirthſchaftliche Abtheilung. 


12) Offene Waldwärterſtelle. 

„Die zur Oberförſterei Vandsburg, im Flatower 
Kreiſe, gehörige Waldwärterſtelle Vandsburg, mit welcher 
nach dem Normal⸗Plane ein baares Gehalt von 480 
Mark jährlich verbunden iſt, ſoll vom 1. März 1877 
ab beſetzt werden. 

„Mit Forſt Verſorgungs⸗Anſprüchen verſehene 
Militair⸗Anwärter werden aufgefordert, ihre ſchriftli⸗ 
chen Bewerbungen um die bezeichnete Stelle und ihre 
vollſtändigen Zeugniſſe bis zum 1. Februar 1877 hier⸗ 
her einzureichen. 

Marienwerder, den 21. Dezember 1876. 

Königliche Regierung. 
13) Die Stelle des Kreis⸗Thierarztes des Kreiſes 
Löbau iſt definitiv zu beſetzen. 

Neben dem etatsmäßigen Gehalte der Stelle im 
Betrage von 200 Mark, ſichern die Viehbeſitzer der 
Stadt Löbau und der Umgegend dem Uebernehmer der 
Stelle ein jährliches fixirtes Einkommen von 955 M. 
für die Praxis bei ihrem Viehſtande zu, wenn derſelbe 
in Löbau ſeinen Wohnſitz nimmt. 

Qualifizirte Thierärzte wollen ſich innerhalb 6 
Wochen um die qu. Stelle bewerben. 

„Marienwerder, den 20. Dezember 1876. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


14) Bekanntmachung. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Flatow hat durch 
vollſtreckbar gewordenen Beſchluß vom 23. September 
cr. auf Grund des § 135 IX. zu 1 der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872 die Abzweigung einer 1,287 
Hektar großen Wieſenparzelle, Flur I. Parzelle 46, dem 
Bauern Adam Oelberg zu Kl. Lutau gehörig, von der 
Gemarkung des Gemeindeverbandes Kl. Lutau und 
Einverleibung dieſer Fläche in den fiskaliſchen Forſt⸗ 
gutsbezirk der Königl. Oberförſterei Vandsburg, ſowie 
die Abzweigung von 2,505 Hektaren des frühern 
Dienſtlandes des Königl. Oberförſters zu Kl. Lutau 
von dem Königl. Forſtgutsbezirke Vandsburg und Ein⸗ 
verleibung dieſer Fläche in den Gemeindebezirk von Kl. 
Lutau feſtgeſetzt. 

Flatow, den 1. Dezember 1876. 

Namens des Kreis⸗Ausſchuſſes. 
Der Landrath, v. Weiher. 
15) Bekanntmachung. 
Mit dem Tage der Betriebs⸗Eröffnung der Strecke 
Montowo⸗Soldau werden die Stationen Gr. Koſchlau 
und Soldau der Marienburg⸗Mlawkaer Eiſenbahn als 
Verbandſtationen in den Tarif für den Verbandgüter⸗ 


Verkehr zwiſchen der Königl. Oſtbahn und der Marien⸗ 


burg⸗Mlawkaer Eiſenbahn vom 1. September cr. auf- 
genommen. 

Exemplare des dieſerhalb herausgegebenen 2. 
Nachtrags zum vorbezeichneten Tarife find bei den Ver⸗ 
bandftationen käuflich zu haben. 

Bromberg, den 5. Dezember 1876. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 


16) Mit dem 1. Februar 1877 erfolgt der Austritt 
der Hannoverſchen Stationen Northeim, Göttingen, 
Münden und Kaſſel aus dem Oſt⸗Weſtdeutſchen Ver⸗ 
bande und die Aufnahme dieſer Stationen in den Oſt⸗ 
deutſch⸗Rheiniſchen Verband. 

Vom genannten Tage ab treten dadurch für den 
Verkehr mit qu. Stationen einzelne Erhöhungen in 
Folge der neu anzunehmenden Klaſſifikationen und der 
Einſtellung der Klaſſe 2, ſowie der Tarifirung der bei 
Quantitäten über 5000 Kilogr. der Klaſſe D. augeho⸗ 
renden Artikel bei Aufgabe von Quantitäten unter 5000 
Kilogr. zur Klaſſe A., ein. 

Der dieſerhalb herausgegebene Nachtrag 23 zum 
Oſtdeutſch⸗Rheiniſchen Tarif iſt bei den Berbandftattenen 
käuflich zu haben. 

Bromberg, den 11. Dezember 1876. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 

17) Bekanntmachung. 

Vom 1. Januar 1877 ab werden Güter jeder 
Art von und nach der Halteſtelle Alt. Carbe mit der 
Maßgabe befördert, daß Sendungen nach der genannten 
Halteſtelle nur frankirt und ohne Nachnahme⸗Belaſtung, 
dagegen Sendungen von der Halteſtelle nur unfran⸗ 
kirt und gleichfalls ohne Nachnahme⸗Belaſtung ange⸗ 
nommen werden. 

Bromberg, den 13. Dezember 1876. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 


18) Bekanntmachung. 

Vom 20. Dezember 1876 ab wird der Artikel 
„Zucker aller Art, zum Export beſtimmt“ bei Auflie⸗ 
ferung in Quantitäten von mindeſtens 5000 Kilogramm 
bezw. bei Zahlung der Frachtkoſten für dieſes Quantum 
im Hamburg ⸗Polniſchen, Hamburg⸗Lübeck⸗Polniſchen 
und Oſtdeutſch⸗Rheiniſchen Eiſenbahu⸗Verbande und 
zwar im Verkehre von Warſchau reſp. Alexandrowo nach 
Hamburg, Bremen und Bremerhafen zu den Tarifſätzen 
der ermäßigten Kaffe C. ohne Zuſchlag befördert 
Bromberg, den 13. Dezember 1876. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 


19; Bekanntmachung. 

Vom 1. Januar 1877 ab werden im Hamburg⸗ 
Preußiſchen, im Bremen⸗ reſp. Hamburg⸗Preußiſchen 
und im Hamburg⸗Lübeck⸗Preußiſchen Eiſenbahn⸗Ver⸗ 
bande die Artikel „Drell aller Art“ und „Leinen aller 
Art“ in jeder Verpackung zu den Frachtſätzen der er⸗ 
mäßigten Tarifklaſſen A. reſp. II. befördert. 

] Bromberg, den 12. Dezember 1876. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 


y 


20) 


20 
l. 


Bekanntmachung. 

Auf Grund des $ 362 des Strafgeſetzbuchssſind 
der Weber Franz Metzner, geboren und wohnhaft 
zu Zugmantel in Oeſterreichiſch⸗Schleſien, 22 Jahre 
alt, durch Beſchluß der Königl. preußiſchen Bezirks⸗ 
Regierung zu Breslau vom 18. Oktober d. J., 


2. der Fleiſcher Beier Grünbaum aus Cziroczk in YPerfonal E bronif. 
Rußland, 27 Jahre alt, durch Beſchluß ber Kö- 
niglich preußiſchen Bezirks⸗Regierung zu Breslau 21) Des Kalſers und Königs Majeſtät haben aller. 
vom 12. November d. Y, gnädigſt geruhet, dem Domainen⸗Rentmeiſter Adolph 
3. der Arbeiter Thomas Mathys aus Polen, 36 Friedrich Wittig zu Czersk den Charakter als Domai⸗ 
Jahre alt, durch Beſchluß der Königlich preußiſchen . osea (igs tin al fänen 
n , zu Marienwerder vom 25. No- Antrag von der Verwaltung der Lokalaufſicht über die 
IS Schule in Plusnitz entbunden und dieſelbe bis auf 
4. der Nagelſchmiede⸗Geſell Thomas Waneck aus Weiteres dem Kreis⸗Schulinſpektor Dewiſcheit in 
Schüttenhofen (Bezirk Schüttenhofen) in Böhmen, |Schönfee übertragen. 
57 Jahre alt, f we bee A An pire Kreis: 
4 4 nſpektionsbezirke des Königl. Kreisſchulinſpektors De: 
ña a in Dc. 48 Jahre cbersdorf(Bezeckſwiſcheit gelöft und dem Kreleſchulinſpektor Pfarrer 
zu 4 und 5 paca Beſchluß 948 5 ayeriſchen Dr. Ehrhart in Kokotzko unterſtellt worden. 
Stadtmagiſtrats zu Laßt He Hover: Der Apotheker B. Iltz, der Gutspächter O. Don⸗ 
der d. J ner und der Maurermeiſter B. Ulmer, find erſterer 
3 zum Beigeordneten und letztere zu Rathmänner der 
6. der Gartner Michael Schaller aus Seeg (Ge⸗ Stadt Culmſee gewählt reſp. wiedergewählt und als 
meinde Grafenried, Bezirk Biſchofteinitz) in Oeſter⸗ ſolche beſtätigt worden. 
reich, 45 Jahre alt, durch Beſchluß des Königlich Im Kreiſe Schwetz ſind ernannt: der Beſitzer 
bayeriſchen Bezirksamtes zu Cham vom 18. No- Blankenfeld in Montau zum Amtsvorſteher und 
vember d. J., abe NIE ne 10 a pes A zum 1 
tenden Amtsvorſteher für den Bezirk Montau, der Guts⸗ 
i oe aes Dia eat 1 b eu an f adminiſtrator Rofenow in Bufowig zum ſtellvertre⸗ 
Schweiz, 36 Jahre alt, durch Belehlup des Königlich kenden ng neren eee e ee 
bayeriſchen Bezirksamtes zu Neuſtadt a d. Haardt Folge N ia Za et 5 Wohnſtes Solas A 1 
21 November d. J 9 ränderung ſeines Wohnſitzes von dem Amte 
= , des Stellvertreters des Standesbeamten für den VI. 
8. der Tagelöhner Cäſar Campo re, geboren und Standesamtsbezirk Poſilge, Kreiſes Stuhm, entbunden 
ortsangehörig zu Como in Italien, 54 Jahre alt, worden. 
durch Beſchluß des Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten Angenommen ſind: 
zu Kolmar vom 23. November d. J., Me an in Soloa oe en 
i ` eher ynski in Liepnitz und der Oberförſter 
CCCCCCETCCCVſ pu Bolagenten, br Mle 
Frankreich, 39 Jahre alt, durch Beſchluß des Naat liden Moldenhauer in Konig zum Moltbaus: 
ſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Kolmar vom 28. diener, der Peivatpoftunterbeamte Zolka in Zechlau 
November d. J zum Landbriefträger, der Poſtpacketträger, Militär⸗In⸗ 
nyn valide Weczanowski in Konitz zum Briefträger, der 
10. der Steinhauer Adolf Le Coidie, geboren und Militär⸗Invalide Bläſing in Konitz zum Poſtpacket⸗ 
ortsangehörig zu Nantes in Frankreich, 28 Jahre Träger. 


alt, durch Beſchluß des Kaiſerlichen Bezirks⸗Prä⸗ Verſetzt ſind: 
ſidenten zu Kolmar vom 29. November d. J., der Poſt⸗Verwalter Meyneke von Goſtoczyn nach 
nach erfolgter gerichtlicher Beſtrafung Budzin, der. Poſt⸗Verwalter Klud von Liepnitz nach 


zu 1 wegen Landſtreichens, wiederholten Bet⸗Bruß und der Landbriefträger Parduhn von Zechlau 
telns und wiederholten einfachen und ver⸗ nach Pr. Friedland. 


ſuchten einfachen Diebſtahls; Freiwillig ausgeſchieden iſt: 
zu 2, 3, 4, 6 und 8 wegen Landſtreichens der Poſtgehilfe Jahnke in Flatow. 
und Bettelns; In den Ruheſtand getreten ſind: 
zu 5, 7 und 9 wegen Landſtreichens; der Poſtperwalter Schmidt in Bruß und der Land⸗ 


zu 10 wegen Landſtreichens und groben briefträger Scharmer in Pr. Friedland. 
nfugs, Geſtorben iſt: 
aus dem Reichsgebiete ausgewieſen worden. der Landbriefträger Behrendt in Frankenhagen. 


„eres. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 52.) 


: Medigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck der Lanterſchen Hofbuchdruckerel. De 
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